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Beklagte und Revisionsklägerino

/

Der 70 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 270 September 1968

durch

Senatspräsident Dro Dia
p r i c h

— Vorsitzender —9

Bundesrichter ' Dro K 1 ä B und
Bundesrichter Dro K r e b s‚

Bundessozialrichter M e y e r und

Bundessozialrichter W o l f f

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Hessi$chen Landessozialgeriohts vom 60 April 1966

aufgehoben und die Berufung des Klägers gegen das

Urteil des SOzialgerichts Darmstadt vom 21„ Septem—
ber 1965 zurückgewiesen°
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' Außergerichtliche Kosten des Berufungs— und Revisions—

_verfahrens sind nicht zu erstatteno

G r_ii_n_é‚ei=_

I
_

‘Der“Klääer‘beanS■ruéht”von'der beklagten Bundesanstalt
als Kindergeldkasse das gesetzliche Kindergeld für sein

drittes Kindo Er ist als Angestellter bei der il‘i;1iii‚j::t:;;::i;t;:

“13;H1;4;1431;„Gmbh _ Staatliche Treuhandstelle für

Vohnungs— und Kleinsiedlungswesen — Organ der Staat—

lichen Wohnungswirtschaft — beschäftigt° Dieses Unter—

nehmen, das von den Einanzbehörden als gemeinnützig an—

erkannt ist? hatte am 270 März 19639 in Kraft getreten

am 10 April 1965‚ einen Detriebs—Tärifvertrag (BTV) abge—

schlossen7 in dem ausdrücklich bestimmt ist (@ 2 Abso 1)‚

daß der Bundesangesteilten—Tarifvertrag (BAT) vom „ J250 Februar 1961 nebst Anle„en und Nachträgen Bestand—

teil des Betriebs—Tarifsvertregs ist„ Der Kläger erhielt

demgemäß die ihm ■uCh diesem BTV zustehenden Kinderzu—

schläge für seine drei Kinder von der Arbeitgeberin ge—

zahlte Nach dem Inkrafttreten des Bundeskindergeld—

gesetzes (BKGG) — 1„ Juli 1964 — wurde in einem Vierten

Tarifvertrag zur Änderung des BTV vom 10„ Juli 1964
uauvereinbert‚ daß fortan Kinderzuschläge gemäß @ 31 BAT

nur für.dqs erste_undgzweite Kind gewährt werdeno Die

Arbeitgeberin stellte daraufhin die Zahlung des Kinder-

zuschlegs für das dritte Kind des Klägers mit dai

300 Juni 1964 eine Der Antrag des Klägers9 ihm nunmehr

das gesetzliche Kindergeld für sein drittes Kind zu

gewähren9 wurde nach @ 7 Abs() 1 Nro 4 BKGG von der Be—

'klagten abgelehnt? weil die Arbeitgeberin die für Arbeit—
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nehmer des Bundes oder eines Landes geltenden Tarifver—

träge oder vergleichbare tarifvertragliche Regelungen

anwende (Bescheid vom 14„ August 1964; Widerspruch„—

bescheid vom 240 August 1964)0 Das Sozialgericht (SG)

wies die Klage ab (Urteil vom 210 September 1965)o Auf

die Berufung des Klägers verurteilte das Landessozial—

gericht (LSG) die Beklagte zur Gewährung des Kinder«

geldes in gesetzlicher Höhe für das dritte Kind ab

.1° Juli 1964 (Urteil vom 6{) April 196u)° Der Kläger sei

zwar Arbeitnehmer einer Unternehmung im Sinne des © 7

Abso 1 Nr° 4 BKGGo Jedoch werde auf sein Arbeitsver—

hältnis keine den Tarifverträgen des Bundes oder eines

Landes vergleichbare Regelung angewendet; denn die Vor—

schrift des & 7 Abs() 1 Nro 4 BKGG sei nach Sinn und Zweck

sowie Entstehungsgeschichte mit dem Zusatz zu lesen? daß

eine "vergleichbare tarifvertragliche Regelung über die

Gewährung von Kinderzuschlägen" in Betracht kommen müsse,

die hier indessen fehle° Deshalb seien die Voraussetzungen

des Ausschlußtatbestands nicht erfüllto Die Revision wurde

Zugelassen°

Die Beklagte legte Revision ein und beantragt?

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Berufung des Klägers gegen das Urteil des

SG zurückzuweisen°

Sie führt im wesentlichen hierzu aus: Durch die Bestimmung

im BTV vom 270 März 1963„ nach der der BAT vom 230 Februar

1961 Bestandteil des BTV sei9 werde auf das Arbeitsverw

hältnis des Klägers eine vergleichbare tarifvertragliche

Regelung angewendet9 die den Bezug des gesetzlichen Kinder—

gelds nach @ 7 Abs° 1 Nr„ 4 BKGG ausschließe° Im BKGG hätten

die Ausschlußtatbestände so gefaßt werden müssen‚ daß sie

nicht mit einer Änderung der tarifvertraglichen Kinderzu—
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schlegsregelung entfielena Mit der “vergleichbarend

tarifvertreglichen Regelung" sei die Gesamtheit der für

die Arbeitnehmer des Bundes oder eines Landes geltenden

tarifrechtlichen BeStimmungen gemeinto Nur darin habe

der Gesetzgeber ein geeignetes Merkmal zur Abgrenzung

des quasi öffentlichen Dienstes finden können° Mit der

Beschränkung.der Kinderzuschläge auf das erste und '

zweite Kind durch den Vierten BTV vom 270 März 1963

bleibe insgesamt die Anwendung des Tarifgcfüges er—
halten0 Damit solle lediglich die Voraussetzung für den

dezug des gesetzlichen Kindergeld3 geschaffen und die ddi

Arbeitnehmern tür i■se Kinder zufli%ßende Gesamtleistung
verbessert werden° Eine solche Kinderzuschlegsregelung

unterscheide sich von der des BAT nur in formaler Hin—

sieht() Die Vergleichbarkeit mit den Terifverträgen d>s

ßundes oder der Länder könne nicht verneint werden?

venn die besoldungsrechtliche Regelung des Kinderzu—

schlage zwar grundsätzlich angewandt9 sie indessen in

der Erwartung‚ dämit den kindergeldrechtlichen Ausschluß—

tatbestand zu umgehen‚ auf die Gewährung für das erste

und zweite Kind beschränkt werdeo Da ngch allem der Aus—

schlußtatbestand des 9 7 Abso 1 Nro 4 BKGG zutreffeg

habe der Kläger keinen Anspruch auf das gesetzliche

Kindergeld für das dritte Kind„ '

Der Yläger beentregt‚
\

die Revision der Beklagten zurückzuweiseno

Nach seiner Auffassung ist seine Arbeitgeberin keine Ein—

richtung oder Unternehmung im Sinne des 9 7 Abso 1 Nro 4

BKGG„Jed'énfälls abéi*%ürden'auf "des".1’xrbeitsvernältnis
keine Tarifverträge9 die für Arbeitnehmer des Bundes

oder eines Landes gelten? oder vergleichbare tarii‘ver=

tragliche Regelungen angewandto Nur die Anwendung sämtlict

Tarifverträge für Arbeitnehmer des Bundes oder cincs'Landes
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oder diesen vergleichbarer Regelungen könnte die Kindergeld—

Berechtigung ausschließeno Im BTV seien jedoch sehr
unterschiedliche Regelungen zum BAT getroffen werden°

Außerdem seien bedeutsame Erweiterungen und Änderungen

zum BAT nicht in den BTV aufgenommen werden, wie z„B„

die Bestimmungen über den Bewährungsaufstiega Reise—

und Umzugskostenvergütungp Trennungsentschädigung uoaoc

Bei derartig starken Abweichungen und insbesondere beim

Fehlen der Regelung über die Kinderzuschläge als Hauptr

punkt sei der Ausschlußtatbestßnd des 5 7 Abs° 1 Nr„ 4

nicht erfüllt°

>II

Gegen die Zulässigkeit der Revision der Beklagten bestehen

keine Bedenken° Sie ist form— und fristgerecht eingelegt und

begründet wordeno Da das LSG die Revision zugelassen hat?

ist sie_statthaft„

Die Revision der Beklagten ist auch begründet°

Der Kläger erfüllt zweifelsohne die positiven Voraus—

setzungen für die Gewährung des Kindergelds (@ 1 und 2

BKGG)„ Nach 5 7 Abs° 1 Nr„ 4 BKGG wird Kindergeld aber dann

nicht gewährt‚ wenn eine Person9 bei der das Kind nach 9 2

Abso 1 berücksichtigt wird9 Arbeitnehmer einer Vereinigung?

Einrichtung oder Unternehmung ist und auf ihr Arbeitsver—

hältnis die Tarifverträge9 die für die Arbeitnehmer des

Bundes oder eines Landes gelten9 oder vergleichbare

tarifvertragliche Regelungen angewandt werden„

Zu Recht hat das LSG die NI:ii':.‘5::rtiii.fi,:;1:“::::111'jtfj.;I[';tf:i::::::;:.::::t':::z;‘irtt‘zr;.ztals Unter—

nehmung im Sinne dieser Vorschridt angeseheno Wie»aue dem

Hinweis der Amtlichen Begründung zum'nntwurf des BKGG
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(BT—Drucksache IV/818 so 15) auf die frühere Regelung
des & 5 Abs„ 4 des Rindergeldgesetzes (KGG)9 wonach sich
Einrichtungen und Vereinigungen mit gemeinnützigem

Charakter durch Gleichstellung mit den Körperschaften

des öffentlichen Rechts von der ßeitragspflicht zur
Familienausgleichskasse befreien lassen konnte1(ä 10 KGG)_7

zu schließe n ist, erfaßt die Vörschrift des 9 7 Abso 1
Nro 4 BKGG auch.Einrichtungen7 Vereinigungen und Unter—

4nehmungen mit gemeinnützigem Charaktere Bewußt hat der

Gesetzgeber dies e Gruppe sehr weit gefaßt und ohne Be—

agrenzung gelasseng Jedenlalle reeht£ertigt die Stellung

"de1 N 13211‘11H■1■i11' als staatliche Treuhand—

stelle für Wohnungs— und
Kleinsiedlungswesen

— Organ der

s atliéhen \ohnungsniitschaft i Vomo & 28 des Gesetzes

uber die Gemeinnütziäkéit im Wohnungswesen — hohnungs—
gemeinnützi gkeitsgesetz (WGG) idF der Bekanntmachung

vom 290 Februar 1940 (BGBl I_438)$ geändert durch Gesetz
“vom270 Juni 1956(BGBlI 523) und iovomoder Aner—
kennung als gemeinnützig durch die Finanzbehörden— die

B eur te i lung 9 d aß d.i e N:.1‘..';.'.1';.'1‘.';1;.1‘:;:::;;::::r3:;;;:1‚.!{ ‘:j.j;;;:;;ii;ii.iii...""""""""„GmbH un t er

die Unternehmungen im Sinne des 5 7 Abs° 1 Nr° 4 BKGG

fällto ' '“

Weiterhin wird aber auch —entgegen der Auffassung des
LSG — auf das Arbeitsverhältnis des Klägers zumindest

eine vergleichbare tarifvertregliche Regelung im Sinne

von 9 7 Abso 1 Nro 4 BKGG angewandt° Da diese (zweite)

gesetzliche Alternative geringere Anforderungen stellt

als die unmittelbare Anwendung eines Tarifvertrags9 der

für den Bund oder ein Land. gilt, sind die Vorau.ssetzung en

des Ausschlubtatbe tandes sehon dann erfüllt wenn in

die andere tari1vertraglichegRég gelung allgemein bei der

Gestaltung der Arbeitsbedingungen der übliche Inhalt

eines Tarifvertra„s für Arbeitnehmer des öffentlichen
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_
Dienstes aufgenommen oder einbengen ist? ohne daß

\
Fassung (Wortlaut) und Gliederung' im einzelnen gleich—

lauten müßteno

‘Eine Solche vergleichbare tarifvertragliche Regelung

stellt der BTV vom 27 März 1963 zwischen der Arbeit—

geberin des Klägers und der Gewerkschait Handel? Banken

und Versicherungen dar0 % 2 BTV erklärt nicht nur den BAT
samt Nachträgen‚ insbesondere die Vergütungstarifver—

träge der Angestellten‚ für einen Bestandteil des Haus—

tarifs9 sondern er
bezeichnet darüber hinaus auch den

Bundesmanteltarif für Arbeitnehmer gemeindlicher Ver—

waltungen und Betriebe (BMT—GII) nebst weiteren Tarif—'

verträgen als im Rahmen des BTV'gültigo_Von den insgesamt

neun Paragraphen des BTV vom 27„ März 1963 nehmen nicht

weniger als acht auf Regelungen des BAT oder (und) des

Bundesmanteltarifvertrags für Arbeiter Bezugo Ebenso

bezieht sich die folgende vom 1° Mai 1964 an wirksam ge—
wordene und im Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhand—

lung vor dem LSG (60 April 1966) geltende Fassung des BTV

"auf wesentliche Inhaltstcile deä*BAT*Cund‘BhT)o Nur

einige wenige Bestimmungen sind jeweils_an die besonderen
vVerhältniese des Unternehmens angepaßt° Derartige Aus—

nahmen (Abweichungen) in den @@3—8 des BTV sind aber9

gemessen an der inhaltlichen Übernahme des BAT9 gering—

fügige Die später bewirkte Neufassung des BTV von

1° Juni 1966 ist für den anhängigen Fall nicht maßgebend°

Ob der BTV als vergleichbare Tarifregelung au1 da3 Arbeits—

verhältnis des klägers angewendet wird? ist aus der Gesamt—

heit der getroffenen Vereinbarungen? nicht aus der Regelung

über Kinderzuschlägey zu beurteilen, wie zwischenzeitlich

auch bereits das Bundesverfassungsgericht in seinem Beschluß

vom 24° Mai 1967 - 1 BVL 18/65 (vgl SozR GGArte 3 Nro 61)
1‘estgestellt hat Dem LSG kann nicht zugestimmt werden)
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wenn es meint? @ 7 Äbso 1 Nro 4 BKGG müsse mit dem
Zutatz gelesen werden;.ßooo odervvergleichbare tarif—

:‚.__„

-is-Gewährypg_ypp_Kipéerzyegblässnliche Regelungen Eber_
angewandt werden? Dafür„ daß die vergleichbare tarif—

liche Qesamtregelung als Voraussetzung in @ 7 Abso 1

Nr() 4 BKGG genügt9 spricht ihr innerer Zusammenhang mit

Abso 6 des 5 7 BKGG0 Letztere Vorschrift gewährt einen

Ausgleich in den Fällen? in denen Arbeitnehmer vom Bezug

des gesetzlichen Kindergelds ausgeschlossen werdeno Dieser

Ausgleichsanspruch hat aber nur dann einen binn9 wenn es

in der Nro 4 gerade nicht auf die hinderzuschlagsregelung

ank0mmto Der Ausgleichsanspruch soll dann eingreifen9

wenn zwar ein Tarifvertrag‚ der für Arbeitnehmer des

Bundes oder eines Landes gilt, oder eine vergleichbare

tarifliche Regelung angewendet‚ aber die Vorschriften '

über Kinderzuschläge ausgeklammert sind„ Das erhellt

die Regelung des Abs„ 6 ioVomo der Nr° 5 des Abso 199

die er von Anfang an enthielty_während Nr„ 4 erst später

mit dem Gesetz zuf■änderung und Ergänzung des BKGG vom
50 Äpril 1965 (BGBl l 222) in den Abso 6 aufgenommen

wurdeo Auch der Ausschlußtatbestand der Nro 3 beruht auf

der Tatsache‚ daß bei Arbeitnehmern des öffentlichen
Dienstes vor Inkrafttreten des BKGG Kinderzuschläge nur
aufgrund von tariflichen Vereinbarungen gezahlt wurdeno

Offensichtlich hat der Gesetzgeber jedoch erkannt und

mit der Möglichkeit gerechnet? daß die Tarifvertrags—

partner aufgrund eigener Tarifhoheit mit dem lnkraft»

treten des BKGG die Kinderzuschläge durch Tarifverw

träge abbedingen könnten? um die Lasten des Kinderzu—

schlags auf den Bund abzuwälzen (vglo BVerfG Beschluß

vom 240 Mai 1967 — 1 BVL 18/65)„ Um dem vorzubeugenp

hat der Gesetzgeber den Ausgleichsanspruch des @ 7 Abs° 6

Satz 1 BKGG geschaffen? der nunmehr alle Arbeitnehmer

nach Nro 5 sowie Nr() 4 erfaßto Während das frühere
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Recht (@ 3 Abs° 2 Nro 2 und Abs„ 4 des Kindergeldgesetzes)

ausdrücklich auf Regelungen verwies9 die "mindestens den

,
allgemeinen tariflichen Bestimmungen des Bundes oder der
Länder über Kinderzuschläge entsprechen"9 enthält die

.geltende Gesetzesfassung des BKGG keine derartige Formun

lierungn Der damalige Hinweis auf vergleichbare Kinder—

zuschläge ist‚ wie die Gesetzesmaterialien (BT—Drucken

IV/818 Sn 15) bekunden9 absichtlich nicht wieder ge—
wählt worden? um "im Gesetz ein objektiVes Merkmal zu be—

stimmen, an dem der quasi öffentliche Charakter abge—

lesen werden kann"° Ein geeignetes Merkmal wurde an0 im

BAT—Vertrag vom 25° Februar 1961 gefunden" Die Tatsache‚

daß die geltende Gesetzesfassung bewußt und gewollt vom

früheren Recht abweicht, erweist ebenfalls? daß es für den

Ausschlußtatbestand des % 7 Abs() 1 Nro 4 BKGG nur auf eine
vergleichbare Gesamtregelung, nicht auf eine entsprechende

Regelung über Kindérzuschlägenankommto

Nach Entstehungsgeschichte und Zweck setzt @ 7 Abs„ 6 BKGG
also gerade voraus, daß in der "vergleichbaren" tarifver—

traglichen Regelung eines der unter © 7 Abs„ 1 Nr„ 4

fallenden Unternehmen die Kinderzuschläge eine gegenüber den
Tarifverträgeh

des Bundes oder der Länder ungünstigere

Regelung erfahren haben; für diesen Fall billigt der Gesetze

geber deshalb dem Arbeitnehmer einen arbeitsrechtlichen

Anspruch auf Leistun„en in Höhe des Kindergeldes gegenüber

seinem Arbeitgeber zu° Danach hat der Kläger für den

streitigen Zeitraum gegen die beklagte ßunuesanstalt keinen

Anspruch auf das gesetzliche Kindergeld°

Das Urteil des LSG mußte nach alledem aufgehoben und die

Berufung des Klägers gegen das Urteil des SG zurückge—

wiesen werden (5 170 Abso 2 Satz 1 des Sozialgerichts—

gesetzes — SGG —)D

_10_
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Die Kostenent■cheidung beruht auf @ 193 SGGo
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